— 1 


Preußiſche Geſetzſammlung 


N ] ↄ² ( ff.. ⁵ 
Jahrgang 1923 Nr. 1. 


Inhalt: Geſetz über die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe in den Hohenzollernſchen Landen, S. 1. — Geſetz zur Abänderung 


der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 
1919, S. 1. — Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922, S. 2. — Geſetz über die Reiſe⸗ 
koſten der Staatsbeamten, S. 3. — Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes, S. 7. — Erlaß des 
Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker für gerichtliche und medizinal polizeiliche Verrichtungen, S. 8. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung 
des Grundbuchs für einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Diez, S. 8. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 
10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., ©. 8. 


(Nr. 12416.) Geſetz über, die Beſtrafung der Schulverſäumniſſe in den Hohenzollernſchen Landen. Vom 
29. Dezember 1922. 


Der Preußiſche Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


= 81. 
Die in den Hohenzollernſchen Landen geltenden geſetzlichen Beſtimmungen über die Beſtrafung 


der Schulverſäumniſſe werden aufgehoben. 
§ 2. 
Die Bezirksregierung wird ermächtigt, wegen der Schulverſäumniſſe ſchulpflichtiger Kinder 
gegen die Perſonen, denen die Sorge für die Perſon der Kinder obliegt, im Wege der Verordnung 
Strafvorſchriften zu erlaſſen. 


Die Schulverſäumniſſe gelten als Übertretungen. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 

Berlin, den 29. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegek) Braun. Boelitz. 
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(Nr. 12417.) Geſetz zur Abänderung der Verordnung, betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittel⸗ 
baren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 26. Februar 1919. Vom 31. Dezember 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


ö Einziger Artikel. 
Auf Grund des Artikel III des Reichsgeſetzes über die Pflichten der Beamten zum Schutze 
der Republik vom 21. Juli 1922 (Reichsgeſetzbl. S. 590) werden im § 3 der Verordnung vom 
Geſetzſammlung 1923. (Nr. 12416 — 12422.) 1 
Ausgegeben zu Berlin den 12. Januar 1923. 


MER k 2 
| 26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33), betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren 
u Staatsbeamten in den Ruheſtand, hinter Abf. 1 folgende Abſ. 2 und 3 eingefügt: 


Im Intereſſe der Feſtigung der verfaſſungsmäßigen republikaniſchen Staatsform 
können ferner jederzeit einſtweilen in den Ruheſtand verſetzt werden: 
Miniſterialdirigenten, 


Oberpräſidialräte, 


Oberregierungsräte bei den Regierungen als erſte Vertreter der Regierungs⸗ 
präſidenten 


und der 
Oberregierungsrat als erſter Vertreter des Polizeipräſidenten von Berlin. 
Dabei iſt es unerheblich, ob die betroffenen Beamten vor oder nach dem Inkraft⸗ 
treten der Reichsverfaſſung angeſtellt worden ſind. a 
Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 31. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. Severing. 


Siegel.) 
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Nr. 12418.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 179). Vom 31. Dezember 1922. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


Einziger Artikel. 


Im zweiten Satze des § 45 Abſ. des Geſetzes über das Hebammenweſen vom 20. Juli 1922 
(Geſetzſamml. S. 179) werden hinter dem Worte „Geſetzes“ die Worte eingefügt „oder einzelner 
Vorſchriften des Geſetzes “. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 31. Dezember 1922. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Giegel.) Braun. Hirtſiefer. 
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(Nr. 12419.) Geſetz über die Reiſekoſten der Staatsbeamten. Vom 3. Januar 1923. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 

SL 


Die Staatsbeamten erhalten bei Dienſtreiſen Tage- und Übernachtungsgelder ſowie Erſatz der 
verauslagten Fahrkoſten. 


8 2. 

() Das volle Tagegeld beträgt für die Beamten 
a) der Stufe 88 360 Mark, 
b) » „„ 450 » , 
c) „ JJV. ͤ ã TER FE EREN eje te Spezeeieh 540 } 
d) „* C1777... T 630 ; 
e) » » 77 ͤ VdT o 


(2) Es gehören von den in der Beſoldungsordnung zum Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetze 
vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) aufgeführten Beamten: 


— e—p tt .. m¼]—v5 r. — — —ͤ —n —— uv, 


die Beamten mit 


feſten Grund⸗ 
gehaltsſätzen 
in Gruppe 


Mindeſtgrund⸗ 
gehaltsſätzen 
in Gruppe 


Einzelgehältern 
in Gruppe 


— 


EE 1—5 == ar 
» Dell: 2... 6-8 1 und 2 — 
ya 912 3 — 
. 13 4 und 5 III 
N » S S= —— IV und V. 


(3) Bei Dienſtreiſen, die an demſelben Kalendertag angetreten und beendet werden und nicht mehr 
als 3 Stunden dauern, wird ein Achtel des vollen Tagegeldſatzes und bei Dienſtreiſen von mehr als 3, 
jedoch nicht über 8 Stunden, die Hälfte des vollen Tagegeldſatzes gewährt. 

(4) Erſtreckt ſich die Dienſtreiſe auf zwei oder mehrere Tage, fo iſt das Tagegeld für den Hin⸗ 
und Rückreiſetag nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes je beſonders mit der Maßgabe 
zu berechnen, daß ein volles Tagegeld zu gewähren ift, wenn die Hinreiſe vor 6 Uhr nachmittags an- 
getreten oder die Rückreiſe nach 12 Uhr mittags beendet wird. 

6) Bei mehreren Reifen an einem Kalendertage wird jede Reiſe für fich entſchädigt. Es 
darf jedoch für einen Kalendertag nicht mehr als ein volles Tagegeld und, wenn die Reiſen 
ee nicht über 8 Stunden gedauert haben, nicht mehr als die Hälfte des Tagegeldes gezahlt 
werden. 

(6) Für Verſetzungsreiſen erhalten alle Beamten mindeſtens ein volles Tagegeld. 


1 * 


or 

(1) Für jedes auswärtige Nachtquartier bei Dienſtreiſen wird den Beamten ein Übernachtungsgeld 
in Höhe von drei Viertel der im $ 2 Abf. 1 vorgeſehenen Tagegelder gewährt. 

(2) Entſprechendes gilt auch für Nächte, die der Beamte, ohne ein Nachtquartier zu nehmen, 
zur Reiſe ſelbſt verwendet, ſofern die Hinreiſe vor 3 Uhr morgens angetreten oder die Rückreiſe 
nach 2 Uhr morgens beendet wird. Das Übernachtungsgeld wird nicht gewährt, wenn die Reiſe 
lediglich zur Vornahme von Dienſtgeſchäften während der Nacht ausgeführt wird. 

6) Das Übernachtungsgeld nach Abf. 2 entfällt, wenn den Beamten die infolge Benutzung 
des Schlafwagens entſtandenen Koſten erſtattet werden. 

() Wird dem Beamten bei auswärkigen Dienſtgeſchäften ein Nachtquartier von Amts wegen 
zur Verfügung geſtellt, ſo erhält er mindeſtens ein Viertel des Übernachtungsgeldes. 

(6) Bei Verſetzungsreiſen ift den Beamten für den Tag der Ankunft am neuen Dienſtort ein 
nach Abſ. 1 zu bemeſſendes Übernachtungsgeld zu gewähren. 5 


9 4. 

() Für Wegeſtrecken, die bei Dienſtreiſen auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen 
regelmäßigen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden, ſind den Beamten an Fahrkoſten die wirklich 
erwachſenen Auslagen, einſchließlich der Koſten für Beförderung und Verſicherung des notwendigen 
Gepäcks, zu erſtatten. 

E) Es find berechtigt zu benutzen: 

a) die zweite Schiffs- oder dritte Wagenklaſſe: 

die Beamten der Stufe T, 
b) die erſte Schiffs- oder zweite Wagenklaſſe: 

die Beamten der Stufen II und III, 
e) die erſte Schiffs- oder erſte Wagenklaſſe: 

die Beamten der Stufen IV und V. 

(e) Sind an einem auswärtigen Dienſtgeſchäfte mehrere Beamte beteiligt und iſt ihr Zuſammen⸗ 
reifen in einer Schiffs- oder Wagenklaſſe aus dienſtlichen Gründen veranlaßt, ſo dürfen auch die 
Beamten, die ſich einer niedrigeren Schiffs- oder Wagenklaſſe zu bedienen hätten, die höhere Schiffs⸗ 
oder Wagenklaſſe benutzen. Außerdem kann für weite und beſonders anſtrengende Reiſen die 
Benutzung einer höheren Wagenklaſſe im einzelnen Falle von der vorgeſetzten Behörde genehmigt 
werden. 

(%) Für Wegeſtrecken, die nicht auf Eiſenbahnen, Schiffen oder ſonſtigen öffentlichen regel⸗ 
mäßigen Verkehrsmitteln zurückgelegt werden können, wird für jedes angefangene Kilometer des 
Hin- und Rückwegs ein Betrag von 10 Mark gewährt. War der Beamte durch beſondere Um- 
ſtände genötigt, ſich eines Fuhrwerkes zu bedienen, ſo werden ihm die entſtandenen Unkoſten er⸗ 
ſetzt, ſoweit ſie nicht die nach Lage des Einzelfalles angemeſſenen Grenzen überſchreiten. 

6) Weitere Nebenkoſten, insbeſondere bei einem Zu- und Abgang von und zur Eifenbahn, 
werden in angemeſſenen Grenzen erſtattet. 

(6) Der Nachweis über die Höhe der enkſtandenen Auslagen wird im allgemeinen durch die 
pflichtmäßige Verſicherung des Beamten geführt. = 


Men 


5752 
Die Benutzung eines Kraftfahrzeugs ſowie eines Luftverkehrsmittels richtet ſich nach den vom 
Finanzminiſter zu erlaſfenden Beſtimmungen. i 


§ 6. 
Hat eine einzelne Dienſtreiſe einen Aufwand, der durch die Reiſekoſten nicht gedeckt werden 
kann, oder einen ſonſtigen außergewöhnlichen Aufwand erfordert, jo bewilligt die oberſte Verwaltungs- 
behörde einen Zuſchuß oder eine Pauſchvergütung. N 


b SEHE, 

Bei Dienſtgeſchäften am dienſtlichen Wohnſitze ſowie außerhalb in geringerer Entfernung als 
2 km von deſſen Ortsgrenze werden lediglich die wirklichen Auslagen erſtattet, wenn ſie durch 
beſondere Umſtände gerechtfertigt ſind. 

§ 8. 

(1) Für Beamte, denen ein Amtsbezirk überwieſen iſt oder die durch die Art ihrer Dienft- 
geſchäfte zu häufigen Dienſtreiſen genötigt werden, ſowie für einzelne Dienſtzweige oder Dienſtgeſchäfte 
können an Stelle der in den §§ 2 und 4 vorgeſehenen Vergütungen anderweitige Beträge durch 
die oberſte Verwalkungsbehörde im Benehmen mit dem Finanzminiſter feſtgeſetzt werden. Soweit bei 
Ausführung dieſer Beſtimmung Streitigkeiten über die dem einzelnen Beamten zuſtehenden Anſprüche 
entſtehen, iſt von der zur Entſcheidung berufenen Verwaltungsbehörde auf Antrag des Beamten die 
für ihn zuſtändige Beamtenvertretung zu hören. 

(2) Eine Vergütung nach § 2 wird nicht gewährt bei auswärtigen Dienſtgeſchäften, die zur 
regelmäßigen Dienſtaufgabe des Beamten gehören. 

6) Iſt der Beamte genötigt, an auswärtigen Orten ein Nachtquartier zu nehmen, ſo iſt das 
Übernachtungsgeld nach § 3 zu gewähren. 

§ 9. i 

Beamte, die für Dienſtreiſen innerhalb ihres Amtsbezirkes neben oder in ihrem Einkommen 
eine Pauſchſumme für Tagegelder oder Fahrkoſten oder für die Unterhaltung von Fahrzeugen oder 
Pferden beziehen, erhalten Tagegelder und Fahrkoſten nur dann, wenn fie außerhalb ihres Amts⸗ 
bezirkes Dienſtgeſchäfte erledigen und der Ort des Dienſtgeſchäfts nicht weniger als 2 km von 
der Grenze des Amtsbezirkes entfernt iſt. f 

f 910. 

Werden Beamte, die nach den SS 8 und 9 eine Pauſchſumme beziehen, wegen Urlaubs oder 
ſonſtiger Verhinderung vertreten, fo beſtimmt die vorgeſetzte Behörde, ob eine Kürzung der Pauſch⸗ 
ſumme zu erfolgen hat und inwieweit die Entſchädigung für die Stellvertreter aus dem Betrag, 
um den die Pauſchſumme gekürzt wird, zu beſtreiten iſt. 


K bl 
Für Dienſtreiſen von Beamten, welche ſich im Vorbereitungsdienſte befinden, werden Tage⸗ 
und Übernachtungsgelder ſowie Fahrkoſten dann nicht gewährt, wenn die Reiſen lediglich zum 


88 


Zwecke der Ausbildung dieſer Beamten erfolgen. Ob letzteres der Fall iſt, entſcheidet die Be⸗ 
hörde, von welcher der Auftrag zur Reiſe erteilt wird. Im übrigen können ihnen Reiſekoſten 
nach Maßgabe der 1 Beſtimmungen des Finanzminiſters gewährt werden. 


8125 
(1) 6 Beamte, die vorübergehend 
a) außerhalb ihres bienſtlichen Wohnſitzes oder 
b) außerhalb ihres tatſächlichen Wohnortes, wenn ein dienſtlicher Wohnſitz nicht vorhanden 
iſt, oder 
e) este ihres dienſtlichen Wohnſitzes und ihres tatſächlichen Wohnortes, wenn letzterer 
nicht mit dem dienſtlichen Wohnſitz zuſammenfällt, 
bei einer Behörde beſchäftigt werden oder die ſich ſonſt zu auswärtigen Dienſtgeſchäften an demſelben 
Orte vorausſichtlich länger als 4 Wochen aufhalten, erhalten neben ihrer Beſoldung eine Vergütung, 


deren Höhe der Finanzminiſter in Anlehnung an die Sätze des § 2 feſtſetzt. 


(2) Für nichtplanmäßige Beamte beſtimmt in den Fällen des Abf. 1 die oberſte Verwaltungs⸗ 


behörde im Benehmen mit dem Finanzminiſter die Höhe der Tagegelder. 


6) Für die Dauer der Hin⸗ und Rückreiſe erhalten die Beamten die in den SS 2 und 3 für 
Verſetzungsreiſen feſtgeſetzten Tage- und Übernachtungsgelder. 


(4) Im übrigen findet für den Beſchäftigungsort § 7 ſinngemäße Anwendung. 


So 

Die Vorſchriften dieſes Geſetzes finden uf die vorübergehend im Staatsdienſte beſchäftigten 
Beamten des Reichs, der Länder, Gemeinden und anderer öffentlich-rechtlichen Körperſchaften ent⸗ 
ſprechende Anwendung. 

$ 1A. 

(1) Die §§ 1 bis 6 des Geſetzes finden auch auf die Dienſtreiſen der Beamten der Land» 
jägerei und Schutzpolizei Anwendung. Der Begriff der Dienſtreiſe beſtimmt ſich nach den bisher 
geltenden Vorſchriften. Im übrigen werden der Miniſter des Innern und der Finanzminiſter 
ermächtigt, beſondere Vorſchriften für die bezeichneten Beamten zu erlaſſen. 

(2) Nehmen Beamte der Schutzpolizei bei Dienſtreiſen an der Verpflegung teil, ſo regelt ſich 
die Abfindung mit Tagegeld nach den vom Miniſter des Innern und dem Finanzminiſter zu 
treffenden beſonderen Beſtimmungen. 

§ 15. 

() Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes zu 
erlaſſen; fie find dem Landtage zur Kenntnisnahme vorzulegen. 

(2) Zu den Sätzen im § 2 können Ausgleichszuſchläge gewährt werden, die bei Anderungen 
der Ausgleichszuſchläge zu Sr Dienſteinkommen der Beamten ebenfalls anderweit feſtzuſetzen find. 
Die Feſtſetzung der Ausgleichszuſchläge ſowie die erforderlichen Anderungen der Sätze in den §§ 3 
und 4 erfolgen durch den Finanzminiſter. Dieſer wird auch ermächtigt, bei Neufeſtſetzung der 
Grundgehälter der Beamten die Tagegeldbeträge des § 2 entſprechend neu zu beſtimmen. Letztere 
Beträge ſind dem Landtag alsbald zur Kenntnisnahme mitzuteilen. 
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N 
\ 


rern 


Be 


(3) Für Dienftreifen nach nahegelegenen Orten, nach beſonders teuren Orten oder nach Orten 
außerhalb des Reichsgebiets kann der Finanzminiſter im Einvernehmen mit der oberſten Verwal⸗ 
tungsbehörde eine anderweite Regelung vornehmen. a 

(4) Die auf Grund der Abf. 1 bis 3 erlaſſenen Beſtimmungen find für die Anſprüche der 
Beamten gleicherweiſe maßgebend wie dieſes Geſetz. 


§ 16. 

(1) Das Inkrafttreten dieſes Geſetzes beſtimmt der Finanzminiſter. 

e) Gleichzeitig werden alle dieſem Geſetz entgegenſtehenden Beſtimmungen, insbeſondere das 
Geſetz, betreffend die Reiſekoſten der Staatsbeamten, vom 26. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 150) 
aufgehoben. f 5 

(6) Soweit in beſtehenden Vorſchriften auf die hiernach aufgehobenen Beſtimmungen ver⸗ 
wieſen iſt, treten die entſprechenden Vorſchriften dieſes Geſetzes und die dazu erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen an deren Stelle. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 
Berlin, den 3. Januar 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Sieg: Braun. v. Richter. 


Gr. 12420.) Verordnung über Anderungen des Beamten⸗Dienſteinkommensgeſetzes. Vom 19. Dezember 1922. 


Das Staatsminiſterium hat auf Grund des Artikel 55 der Verfaſſung des Freiſtaats Preußen vom 
30. November 1920 in Übereinſtimmung mit dem im Artikel 26 der Verfaſſung vorgeſehenen Ständigen 
Ausſchuß des Landtags folgende Verordnung mit Geſetzeskraft erlaſſen: 
Artikel J. i 
Das Geſetz über das Dienſteinkommen der unmittelbaren Staatsbeamten (Beamten-⸗Dienſteinkommens⸗ 
gefeh) vom 17. Dezember 1920 (Geſetzſamml. 1921 S. 135) in der Faſſung des vom Landtag am 29. No⸗ 
vember 1922 beſchloſſenen Geſetzes über Anderungen des Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetzes und des Volksſchul⸗ 
lehrer⸗Dienſteinkommensgeſetzes wird wie folgt geändert: f 
1. Im $ 18 erhält Abſ. 2 folgende Faſſung: 

Der Ausgleichszuſchlag wird bis zur anderweiten Feſtſetzung durch den Staatshaus⸗ 
haltsplan oder durch beſonderes Geſetz für alle im Abſ. 1 genannten Bezüge gleichmäßig für 
die erſte Hälfte des Monats Dezember auf 174 v. H., für die zweite Hälfte des Monats 
Dezember und die nachfolgende Zeit auf 232 v. H. feſtgeſetzt. N 

2. Im § 18 Abſ. 3 wird die Zahl „2000“ durch die Zahl „3 500“ erſetzt. 


Artikel II. 
Die Beſtimmung unter Artikel I Ziffer 2 tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 1922 in Kraft. 
Berlin, den 19. Dezember 1922. 
Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 
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(Nr. 12421.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte und des Tarifs für die Gebühren der Chemiker für gerichtliche und medizinal⸗ 
polizeiliche Verrichtungen (Anlagen I und II des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinal⸗ 
beamten, vom 14. Juli 1909 — Geſetzſamml. S. 625). Vom 27. Dezember 1922. 


Auf Grund des 8 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die in der 
Anlage I des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte mit Ausnahme der 
Gebühr nach Ziffer 10a ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der 


Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. Janugr 1923 ab durchweg 


auf das 200 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10 a des Tarifs für die Gebühren der 
Kreisärzte mit Wirkung vom gleichen Tage ab auf das 100 fache erhöht. 


Der Erlaß vom 24. November 1922 (Geſetzſamml. S. 443), betreffend Anderung des Tarifs für die 
Gebühren der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 31. Dezember 1922 aufgehoben. 


Berlin, den 27. Dezember 1922. 
Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 
In Vertretung: 
Scheidt. 


(Nr. 12422.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Teil des 
Bezirkes des Amtsgerichts Diez. Vom 28. Dezember 1922. 


Auf Grund des Artikel 15 der Verordnung, betreffend die Anlegung der Grundbücher im Gebiete des 

vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 1899 (Gefekfamml. ©. 595) beſtimme ich, daß die zur 

Anmeldung von Rechten u Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Mo- 

naten für die zum Bezirke des Amtsgerichts Diez gehörige Gemeinde Netzbach am 1. Februar 1923 beginnt. 
Berlin, den 28. Dezember 1922. 


Der Juſtizminiſter. 


am Zehnhoff. 


8 Bekanntmachung. 
Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 25. November 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Firma Chemiſche Fabrik Buckau⸗Werk, Ammoniakſodafabrik in Staßfurt, 
für die Ablagerung von Schlammrückſtänden, durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg 
Nr. 49 S. 307, ausgegeben am 9. Dezember 1922; 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 29. November 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Uberlandzentrale Helnftedt, Aktiengeſellſchaft in Helmſtedt, für den 
Bau einer elektriſchen Fernleitung von Harbke über Ohlendorf nach Oker, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Magdeburg Nr. 50 S. 317, ausgegeben am 16. Dezember 1922, und 
der Regierung in Hildesheim Nr. 49 S. 245, ausgegeben am 9. Dezember 1922 

3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 2. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Osnabrück für die Errichtung einer Flußbadeanſtalt an 
der Nette, durch das Amtsblatt der Regierung in Osnabrück Nr. 50 S. 249, ausgegeben am 
16. Dezember 1922. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 
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